StuRa Freiburg		Sitzung am 15.03.2022

Bericht der studentischen Senatsmitglieder – Maßnahmen der Universität bzgl. des Ukrainekriegs

In den vergangenen Tagen hat auch die Landespolitik und die Uni Freiburg auf die russische Invasion in der Ukraine reagiert. Der folgende Bericht soll den StuRa über die konkreten Maßnahmen der Landespolitik und der Universitätsleitung informieren und als Gesprächs- sowie Diskussionsgrundlage für den StuRa und eine gemeinsame Position des StuRa zum Ukrainekrieg dienen. Die Informationen beschränken sich darauf, was offiziell von den politischen Entscheidungsträger*innen bekanntgegeben wurde und was uns als studentische Vertretung in den Uni-Gremien mitgeteilt wurde.
Maßnahmen der Landespolitik
Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württembergs (MWK) hat am 27. Februar einen Erlass verkündet, der alle baden-württembergischen Hochschulen betrifft. Dieser ordnete an, laufende Kooperationen in Studium und Forschung mit russischen Institutionen auf Eis zu legen. Dies umfasst neben gemeinsamen Forschungsprojekten auch das Erasmus-Programm. 
Die Uni Freiburg ist vor allem in ersterem Bereich betroffen. Es besteht schon seit mehreren Jahren ein internationales Graduiertenkolleg mit der Uni in Moskau. Auch andere institutionelle Kooperationen wurden auf Eis gelegt. Russische Wissenschaftler*innen sowie Studierende dürfen aber weiterhin in Freiburg forschen und studieren. Die Uni möchte hier auch klar trennen zwischen russischen Zivilpersonen und solchen, die institutionell mit dem russischen Staat zusammenhängen. Russische Staatsbürger*innen in Studium und Forschung sind weiterhin willkommen. Neue russische Studierende werden aber nicht immatrikuliert. Aktuell haben wir wohl 103 Kommiliton*innen russischer Staatsangehörigkeit an der Uni Freiburg immatrikuliert.
Weiter hat das MWK beschlossen, Studiengebühren für ukrainische Studierende auszusetzen. An der Uni Freiburg sind nach unserer Kenntnis aktuell 47 Kommiliton*innen mit ukrainischer Staatsangehörigkeit immatrikuliert. Weiter erarbeitet das Land aktuell wohl Pläne, um geflüchtete Studierende auch an baden-württembergischen Hochschulen unbürokratisch zu immatrikulieren, sollte der Wunsch bestehen, ein Studium fortzusetzen.
Maßnahmen der Uni Freiburg
Die Uni selbst hat sich durch Unterzeichnung mehrerer Statements von Hochschulrektor*innenkonferenz und des Deutschen Akademischen Austauchdiensts öffentlich solidarisch mit der Ukraine positioniert und den russischen Angriff verurteilt.[footnoteRef:1] [1:  https://uni-freiburg.de/universitaet/themen-im-fokus/zum-krieg-in-der-ukraine/ ] 

Die Uni Freiburg hat zur Umsetzung der Landesvorgaben aber auch als Reaktion vor Ort eine Task Force eingerichtet an der neben Mitarbeitenden aus der Verwaltung u.a. auch das SWFR beteiligt ist und die sich vor allem um administrative Fragen, insbesondere hinsichtlich der Studierenden kümmert. Die Task Force ist für alle Uni-Angehörige offen erreichbar unter ukraine@zv.uni-freiburg.de . 
Die Uni hat eine Website erstellt, auf der sich konkrete Hilfsangebote für die Allgemeinheit und speziell die ukrainischen Studierenden finden (https://uni-freiburg.de/universitaet/themen-im-fokus/zum-krieg-in-der-ukraine/). Die task-Force wird sich auch um die Fragen der Aufnahme geflüchteter Studierender kümmern – um die Immatrikulation hier zu ermöglichen sind unter anderem Anpassungen der Zulassungsordnungen sowie gesonderte Sprachkurse angedacht (genaueres können wir aber noch nicht zu sagen).
Die Kommunikation der Maßnahmen und auch der öffentlichen Positionierung lief in einem allgemeinen Newsletter. Auch auf Instagram fanden sich diese Infos. Dies soll weiter geschehen.
Die Uni plant darüber hinaus weitere Veranstaltungen und Diskussionsformate zum Krieg allgemein, um auch allen Uni-Angehörigen und der breiten Bevölkerung ein fachliches Forum zu bieten. Eine erste Diskussionsrunde vergangene Woche hatte insgesamt 1400 Zuschauende (online). Weitere Veranstaltungen werden auch auf der Website zu finden sein. Außerdem wird ggf. das Banner am Rektoratsgebäude mit einem öffentlichen Solidaritätsstatement demnächst versehen.
In einem ersten Austausch des Rektorats mit den Statusgruppen des Senats, also auch mit uns studentischen Vertreter*innen, haben wir unter anderem folgende Punkte noch angemerkt:
- Die Bitte, das Handeln der Task-Force besser auch an die Studierendenvertretung zu kommunizieren, wurde positiv aufgenommen. Der administrative Kern der Task-Force soll ggf. um einen zweiten, weiteren Kreis erweitert werden, an dem auch alle Statusgruppen Berücksichtigung finden. Hier ist aber vor allem auf Zeiteffizienz zu achten.
- Wir haben außerdem darum gebeten auf unsere ukrainischen Studierenden proaktiv zuzugehen und insbesondere auch psychosoziale Unterstützungsangebote zu schaffen oder zu kommunizieren. Dies sei in der kommenden Tätigkeit der Task-Force vorgesehen.

